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Betreff: Anfrage der Fraktion Volt / MitBürger zur Beschlussvorlage 

Grundsatzbeschluss zur Umsetzung des Sondervermögens des Bundes 
Infrastruktur und Klimaneutralität in der Stadt Halle (Saale) 
(VIII/2026/02213), hier: Finanzen

 
 
In der Beschlussvorlage heißt es: „In Umsetzung des Grundsatzbeschlusses muss eine
Beschlussfassung über eine Nachtragshaushaltssatzung (Invest) für die Maßnahmen
erfolgen, die bereits im Jahr 2026 begonnen oder für Folgejahre verbindlich beauftragt
werden sollen.“ In den bisherigen Beratungen der Vorlage wurde verschiedentlich darauf
hingewiesen, dass es durch die Erstellung, den Beschluss und insbesondere die
anschließend notwendige Genehmigung des Nachtragshaushalts zu Verzögerungen im
Gesamtablauf kommen werde. § 14 des Infrastruktur-Sondervermögensgesetzes enthält
jedoch eine „Sonderregelung zur vorläufigen Haushaltsführung der Kommunen“:
 

„Abweichend von § 104 Abs. 1 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes dürfen
Kommunen Investitionsmaßnahmen nach diesem Gesetz auch während der
vorläufigen Haushaltsführung durchführen, sofern deren Vertretung dies beschließt.
Dies gilt ausschließlich für Investitionsmaßnahmen, für die bis zur Höhe des
zugewiesenen pauschalen Budgets maßnahmenbezogene Erstattungen gemäß § 7
Abs. 4 gewährt werden.“
 

Vor dem Hintergrund, dass noch nicht klar ist, wann mit einer Genehmigung des
Haupthaushaltsplans zu rechnen ist, erscheint die zitierte Regelung besonders relevant.
Daher fragen wir:
 

1. Inwieweit findet die genannte Regelung nach Auffassung der Verwaltung Anwendung
auf die aktuelle Situation der Stadt Halle (Saale) sowie die Genehmigung des
beabsichtigten Nachtragshaushalts 2026 durch die Kommunalaufsicht? Welche
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Möglichkeiten ergeben sich daraus? Wenn sie nach Auffassung der Verwaltung keine
Anwendung findet, warum nicht?

2. Hat die Stadtverwaltung dazu Rücksprache mit den zuständigen Stellen der
Landesverwaltung beziehungsweise der Kommunalaufsicht gehalten? Wenn ja, mit
welchem Ergebnis? Wenn nein, warum nicht?

3. Mit welcher konkreten Zeitkette plant die Stadtverwaltung nach Beschlussfassung
über den Grundsatzbeschluss zur Umsetzung des Sondervermögens? Bitte
mindestens die folgenden Punkte berücksichtigen: Einbringung und
Beschlussfassung des Nachtragshaushalts, etwaige Genehmigung des
Nachtragshaushalts, erster Baubeschluss und erster Maßnahmenbeginn.

 
 
gez. Ferdinand Raabe
Fraktionsvorsitzender
 




